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			Feuersbrunst in Weltkulturerbe

			245 Häuser in Valparaiso beschädigt

			[image: latam_aufmacher_chile.jpg] 

			Bewohner Valparaisos bei den qualmenden Trümmern. (Foto: dpa)

			Valparaíso (dpa) - Schwere Brände haben an den Weihnachtsfeiertagen die chilenische Hafenstadt Valparaíso heimgesucht. Die heftigen Feuer zerstörten oder beschädigten mindestens 245 Häuser, wie der Verwaltungschef der Region Valparaíso, Jorge Martínez Durán, am Mittwochabend mitteilte. Hunderte Menschen wurden obdachlos.

			Mehrere Viertel der Stadt im Westen des Landes wurden evakuiert, wie die Feuerwehr mitteilte. Nach Angaben des Zivilschutzes waren zeitweise knapp 3000 Menschen ohne Strom. Die Behörde richtete zwei Notunterkünfte ein. Neben zahlreichen Feuerwehreinheiten am Boden waren auch eine Reihe von Hubschraubern an den Löscharbeiten beteiligt. Sie warfen Wasser über den Brandherden ab und versuchten so, das Feuer immer weiter einzudämmen.

			Nach Angaben des Zivilschutzes war eine Fläche von 140 Hektar von den Bränden betroffen - das entspricht etwa 196 Fußballfeldern. Valparaíso an der Pazifikküste ist auf zahlreichen Hügeln errichtet. Die Altstadt mit ihren historischen Gebäuden, bunten Holzhäusern, steilen Gassen und Treppen gehört zum Unesco-Weltkulturerbe. Bürgermeister Jorge Sharp Fajardo erklärte den Notstand, um den Abriss teilweise zerstörter Häuser und den Wiederaufbau zu vereinfachen.

			„Valparaíso ist weiterhin eine Stadt, die sehr gefährdet ist“, sagte Uriel Padilla von der Fakultät für Bauwesen an der Universität Valparaíso, Uriel Padilla, im Radiosender Cooperativa. Auf den Hügeln gebe es viele Büsche und Sträucher, die im derzeitigen Sommer auf der Südhalbkugel sehr trocken seien und über die sich das Feuer von Haus zu Haus verbreite. „Das wird eine sehr schwierige Saison“, sagte Gouverneur Gonzalo Le Dantec Briceño. „Wir arbeiten an Plänen zur Prävention, wollen bestimmte Zonen säubern und Brandschneisen anlegen.“

			Die Behörden gehen von Brandstiftung aus. Die Polizei habe Ermittlungen eingeleitet und suche nach den Tätern, sagte Verwaltungschef Martínez.

			„Wir bedauern zutiefst diesen Brand, der so viele Familien in den Hügeln von Valparaíso betrifft, und das auch noch zu Weihnachten“, schrieb Chiles Präsident Sebastián Piñera auf Twitter. „Wenn ein Haus den Flammen zum Opfer fällt, geht es nicht nur um das Gebäude - das kann wieder aufgebaut werden“, sagte Verwaltungschef Martínez. „Es geht um die Geschichte, Fotos, Erinnerungsstücke, Bücher - wenn diese Dinge verbrennen, ist das sehr schmerzhaft.“
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			Die Woche in Argentinien

			Polizeilicher Waffeneinsatz

			Sicherheitsministerin Sabina Frederic hat die von ihrer Vorgängerin Patricia Bullrich verabschiedeten Anordnungen bezüglich des Waffeneinsatzes der Polizei geändert. Um von der Schusswaffe Gebrauch zu machen, ist es in Zukunft wieder notwendig, dass der Polizist, der zu diesem Mittel greift, zuvor angegriffen wurde. Außerdem muss die Polizei das Abfeuern einer Schusswaffe wieder laut ankündigen. Taser darf die Polizei in Zukunft nicht mehr in Menschenmengen einsetzen. Lediglich in Krisensituationen wie Entführungen oder Geiselnahmen ist der Gebrauch der Taser in Zukunft gestattet. Das berichtete die Tageszeitung Clarín am Donnerstag. Die Regeln der Macri-Administration hätten „gegen die Bürgerrechte verstoßen“, verlautete aus Regierungskreisen. Die Opposition ihrerseits warnte vor einem Anwachsen der Kriminalität. 

			Zulagen für Rentner

			So versucht Präsident Alberto Fernández die Gemüter zu beruhigen: Bereits am heutigen Freitag wird die ursprünglich für den 30. Dezember geplante Sonderzahlung von 5000 Pesos für Bezieher der Mindestrente geleistet. Auch im Januar 2020 sollen diejenigen, die das aktuelle Minimum von 14.068 Pesos monatlich bekommen, noch einmal ein Extra von 5000 Pesos erhalten. Damit reagierte Fernández am Sonntag in einem Fernsehinterview auf die Unruhe, die der Stopp der Inflationsanpassung der Renten durch das Notstandsgesetz für die nächsten sechs Monate ausgelöst hatte. „Es gibt kein Einfrieren der Renten!“, beteuerte Fernández. Die Rentner würden im März und dann wieder im Juni 2020 eine Erhöhung bekommen. Wirkliche Klarheit schafft der Präsident damit nicht, denn wie die Rentenerhöhungen, die er verfügen will, aussehen werden, und ob sie alle Rentner betreffen oder nur die Ärmsten, ist bislang nicht transparent. So hat auch Eugenio Semino, Ombudsmann für Rentner und Pensionäre, laut der Tageszeitung „Clarín“ bereits rechtliche Mittel gegen den Stopp der Anpassung der Renten für die nächsten sechs Monate eingelegt.

			Lebensmittelberechtigungskarten

			Vergangene Woche sind in der Stadt Concordia in Entre Ríos, wo laut Statistikamt Indec die größte Armut in Argentinien herrscht, 7000 Lebensmittelberechtigungskarten ausgeteilt worden. Laut Sozialentwicklungsminister Daniel Arroyo soll das nur der Anfang sein:  Bis März 2020 will er mit der Hilfsmaßnahme vier Millionen Menschen landesweit erreichen, mit der Ausgabe weiterer zwei Millionen Karten. Das berichtete die Tageszeitung La Nación am Montag. Bedürftige bekommen laut Ministerium die Karten automatisch zugesandt, ein Behördengang für den Erhalt sei nicht notwendig. Die Karten werden von Banco Nación ausgestellt und belaufen sich auf zwischen 4000 und 6000 Pesos,  jeden dritten Freitag im Monat sollen sie neu aufgeladen werden. Sie gelten für Lebensmittel, nicht aber für alkoholische Getränke, und können nicht in Bargeld umgewandelt werden. Minister Arroyo sagte am Sonntag in einem Radiointerview, mit den Karten sollten auch kleine und mittlere Unternehmen, Marktstandbetreiber und kleine Supermärkte gefördert werden. Da nicht alle die elektronischen Karten auslesen können, soll im Februar eine App entwickelt werden, die es ermöglicht, mit dem Mobiltelefon zu bezahlen.

			Höhere Geldscheine

			Zentralbankpräsident Miguel Ángel Pesce lässt prüfen, ob ein höherer Geldschein in Umlauf kommen soll. Dieser könnten einen Wert von 2000 oder 5000 Pesos haben. Pesce betonte in einem Interview mit Crónica TV, dass für den neuen Geldschein und die in Zukunft gedruckten Scheine keine Tiermotive mehr verwendet werden sollen. Für die neue „Geldschein-Familie“ solle vielmehr wieder auf Persönlichkeiten aus dem politischen Leben und herausragende Figuren aus Kultur, Wissenschaft und Technik zurückgegriffen werden. (AT/SF)
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			Außenpolitik

			Von Juan Alemann

			Die Rückkehr des Kirchnerismus an die Regierung stellt auch ein schwieriges Problem bei der grundsätzlichen Position Argentiniens in der Weltpolitik. Néstor Kirchner zuerst und Cristina danach hatten die Einordnung Argentiniens in die Welt geändert. Die guten Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, der Europäischen Union und der fortgeschrittenen Welt im allgemeinen, die besonders von Präsident Menem ausgebaut wurden, wurden durch ein entgegengesetztes Konzept ersetzt. Die Kirchners gingen von der marxistischen Imperialismusideologie aus, die auch die Montonero-Terroristen vertraten, denen sie in ihrer Jugend nahestanden, gemäß der die großen Staaten der Welt die schwächeren ausbeuteten. Man müsse sich somit diesem verhängnisvollen Einfluss widersetzen.

			In diesem Sinn haben die Kirchners enge Beziehungen zu Venezuela, Kuba, Ecuador, Bolivien und auch Iran aufgebaut, um zusammen die Kraft aufzubringen, um sich den Vereinigten Staaten u.a. entgegenzustellen. Das war ein großer Unfug, der Argentinien nur Schaden brachte. Kuba, der einzige kommunistische Staat in der Region, ist gewiss kein Vorbild. Das Land ist unter Fidel und Raúl Castro stark verkommen, und die Regierung weiß bis heute nicht, wie dieser Zustand überwunden werden kann. Kuba war vorher das fortgeschrittenste Land in der Karibik. Die Spanier hatten in Havanna die erste Universität in Lateinamerika errichtet, und das hatte eine große Wirkung. Dass Venezuela unter Hugo Chávez in die gleiche Richtung ging, war für das Land verhängnisvoll. Es ist ein reiches Land, mit den größten Erdölreserven. Die Lager liegen nicht tief, und die Förderungskosten sind gering. Der Hauptmarkt, die USA, liegt sehr nahe, so dass die Transportkosten gering sind. Außerdem besitzt das Land Eisenerzlager und gute Bedingungen für eine subtropische Landwirtschaft. Venezuela sollte kein wirtschaftliches Problem haben. Doch unter Chávez und Maduro hat sich die Erdölproduktion fast halbiert, zahlreiche Unternehmen, die verstaatlicht wurden, wie das Stahlwerk Sidor (von Techint) und die Zementfabriken, sind kaum noch aktiv, es besteht eine langandauernde Hyperinflation, das Bruttoinlandsprodukt  ist auf unter die Hälfte gesunken, und an die vier Millionen Menschen haben das Land verlassen. Und nicht zuletzt hat eine UNO-Kommission, geleitet von der ehemaligen chilenischen Präsidentin Michelle Bachelet, festgestellt, dass die Maduro-Regierung über 6000 politische Gegner hingerichtet hat. Was Iran betrifft, so sind die engen Beziehungen, um die sich die Kirchners bemühten, einfach unbegreiflich, nachdem die Regierung jenes Landes die Terroristen der Hisbollah unterstützt hat, die das Attentat auf die AMIA verübte. 

			Präsident Alberto Fernández steht jetzt vor einem Problem: wenn er die Außenpolitik von Macri fortsetzt, dann gerät er in Konflikt mit Cristina. Und wenn er es nicht tut, dann wird die Umschuldung gegenüber dem Internationalen Währungsfonds und den Investmentfonds schwieriger. Er braucht den guten Willen der USA, mit oder ohne Trump. Abgesehen davon kann er nicht zur Kirchner-Politik zurückkehren, weil er dabei die politische Unterstützung von großen Teilen der Bevölkerung verliert und auch die von vielen Politikern seiner Koalition, die bezüglich Außenpolitik vernünftig denken. 

			Man kann nicht auf zwei Stühlen gleichzeitig sitzen. Der Präsident wird seine außenpolitisch unbestimmte Haltung nicht auf Dauer weiterführen können. Er muss erreichen, dass Cristina sich hier nicht einmischt und zumindest schweigt, wenn es um außenpolitische Definitionen geht. Ob so etwas möglich ist, sei vorerst dahingestellt.
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			Im Blickfeld: Der ewige Putin

			Von Ulf Mauder

			Für Kremlchef Wladimir Putin ist Silvester dieses Jahr ein ganz besonders denkwürdiger Tag. 20 Jahre ist es am 31. Dezember her, dass er erstmals russischer Präsident wurde. Quasi über Nacht. Präsident Boris Jelzin (1931-2007) verkündete damals in der Neujahrsansprache an Silvester seinen baffen Landsleuten: „Meine Lieben (...) Ich trete zurück.“ Die Jahrtausendwende sei der richtige Zeitpunkt für eine neue Politiker-Generation, um Russland nach vorne zu bringen, meinte Jelzin damals mit der schweren Zunge eines Alkoholisierten. Vieles habe er nicht erreicht. Deshalb sollte Putin, damals Regierungschef, die Amtsgeschäfte übernehmen - bis zur Präsidentenwahl im März 2000.

			Der damals erst 47 Jahre alte Putin gewann die Abstimmung. Und Jelzin, den viele Russen trotz der wirtschaftlich chaotischen 1990er Jahre für seine demokratische Freiheitsliebe bis heute schätzen, verschwand von der Bildfläche. Im Kreml übernahm der Ex-KGB-Offizier, der sich bis zum Chef des Inlandsgeheimdienstes FSB hochgearbeitet hatte, die Macht. Nur einmal von 2008 bis 2012 zog Putin vorübergehend aus, um auf den Posten des Regierungschefs zu wechseln. Die Verfassung ließ nur zwei Amtszeiten in Folge zu. Dann kam er zurück.

			Doch nach 20 Jahren mit Putin macht sich nach Meinung vieler Experten in Russland zunehmend Ernüchterung breit. Die nationale Euphorie von 2014 über die von vielen Russen gefeierte „Heimholung“ der Schwarzmeer-Halbinsel Krim ist verflogen. Damit wollte Putin wie schon bei seiner Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2007 Stärke gegenüber dem Westen zeigen.

			Seit dieser international verurteilten Annexion des ukrainischen Gebietes stehen die Zeichen auf Konfrontation wie im Kalten Krieg. Sanktionen setzten Russlands Wirtschaft zu. Viele ausländische Investoren meiden das Riesenreich. Längst ist auch bei vielen Russen angekommen, dass die außenpolitischen Muskelspiele der militärisch wieder selbstbewussten Atommacht im Syrien-Krieg und im Ukraine-Konflikt auf Kosten des Lebensstandards in Russland gehen. Der Wunsch nach Veränderung, nach wirtschaftlichen und sozialen Reformen wächst laut Umfragen von Meinungsforschern rasant. Verbreitet ist demnach der Frust über hohe Preise und Korruption, sinkende Löhne und die hohe Arbeitslosigkeit. Viele klagen über eine miese medizinische Versorgung und große ökologische Probleme.

			Nach einer Umfrage des Moskauer Instituts Lewada wünschten sich im Juli dieses Jahres 59 Prozent der Befragten radikale Veränderungen - ein Plus von 17 Punkten im Vergleich zu Juli 2017 (42 Prozent). Bei 90 Prozent lag sogar der Wert mit jenen, die sich moderate Reformen wünschen. Interessant dabei aus Sicht der Soziologen: Der in der Vergangenheit meist gegen die Regierung und die dominante Partei Geeintes Russland gerichtete Unmut traf zuletzt auch Putin direkt.

			Dabei konnte sich Putin viele Jahre dank hoher Rohstoffpreise auf Wachstum und Zufriedenheit in der Bevölkerung verlassen. „Da aber wirtschaftliche Probleme wachsen, sinkt nun die Autorität der Machthaber“, stellt die Moskauer Denkfabrik Carnegie Center fest. Der Luxus, mit dem sich Staatsbeamte und Mitarbeiter von Staatskonzernen umgäben, verärgere immer mehr Leute.

			Eine Bereitschaft, zum Beispiel mehr politische Freiheiten zuzulassen, sieht der Carnegie-Experte Andrej Kolesnikow aber auch nach den Oppositionsprotesten im vergangenen Sommers nicht. „Vielmehr hat polizeiliche Willkür die Machtlinie nur noch gefestigt, sich nur nicht auf einen Dialog mit den Bürgergesellschaft oder auf eine Demokratisierung des Systems einzulassen“, meint er. „Das autoritäre Regime (...) ist zu intensiveren Repressionen übergangen.“

			Dabei war Präsident Jelzin bei seinem Rücktritt am 31. Dezember 1999 noch zuversichtlich, dass die totalitären Zeiten in Russland vorbei seien. Auch Putin beteuerte damals in einer Rede am Silvesterabend: „Die Freiheit des Wortes, des Gewissens, die Freiheit der Medien, die Eigentumsrechte, alle Elemente der zivilisierten Gesellschaft werden verlässlich geschützt.“ 20 Jahre später sehen die Kremlgegner und Menschenrechtler all das vernichtet.

			Verbreitet ist in Russland die Sichtweise, dass Putin ein System geschaffen hat, das schon aus reinem Selbsterhaltungstrieb alles daran setzen wird, dass er Kremlchef bleibt. Militär, Geheimdienste, Kirche und systemtreue Oligarchen stehen fest an seiner Seite. Putin selbst lässt zwar offen, wie es nach seiner laut Verfassung letzten möglichen Amtszeit 2024 weitergeht. Möglich ist aber, dass der 67-Jährige die Verfassung ändern lässt für ein Regieren ohne Ende.

			Wladislaw Surkow, einer der führenden Ideologen im Kreml, rief in einem breit diskutierten Artikel in diesem Jahr den „Putinismus“ zum Jahrhundertprojekt aus - als Beispiel auch für andere Länder. Die große politische Maschine Putins nehme gerade erst an Fahrt auf.

			Bei seiner traditionellen Pressekonferenz im Dezember räumte Putin - wie Jelzin vor 20 Jahren - zwar ein, dass das Land weiter viele schwere Probleme habe. Er sieht aber niemanden als sich selbst, um die Aufgaben zu lösen. Befragt nach Putins Plänen für Silvester, das nach Meinung vieler Russen arbeitsfrei sein sollte, meinte sein Sprecher Dmitri Peskow nur: „Der Präsident arbeitet wie ein Hochofen, der nicht stillzulegen ist, weil er ohne Pausen heizen muss.“
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			Randglossen

			Mit der Verabschiedung des Notstandsgesetzes hat Präsident Alberto Fernández eine große Macht erhalten, die ihm erlaubt, zu regieren ohne vom Kongress abhängig zu sein. Am Text des Gesetzes haben nur seine Leute gearbeitet und kein einziger von Cristina, die auch nicht Stellung zum Projekt bezogen hat. Gesamthaft handelt es sich beim neuen Gesetz um eine drastische “Anpassung” (was hier mit dem verpönten Wort “ajuste” bezeichnet wird), bei der das Defizit der Staatsfinanzen um über einen Prozentpunkt sinken soll. Hätte Macri so etwas vorgeschlagen, wäre es bestimmt zu einem Riesenkrawall gekommen, wie es bei seiner Reform des Rentensystems der Fall war, die im Wesen nur einen Fehler bei der Indexierungsformel des bestehenden Systems korrigiert hat. Erneut hat sich gezeigt, dass die Gesellschaft einer peronistischen Regierung Dinge erlaubt, die sie anderen nicht gestattet. Oder, dass die Nicht-Peronisten eine zivilisierte Opposition betreiben, die Peronisten hingegen nicht.

			Kluge Militärstrategen wie der Drehbuchautor und Raumschiff Enterprise (Star Trek)-Erfinder Gene Roddenberry haben es schon lange gewusst: Die Kriege der Zukunft finden im Weltraum statt. Dennoch dauerte es ein halbes Jahrhundert und zehn US-Präsidenten, bis  auch die Politik dem Rechnung trug. Donald Trump gab am vergangenen Freitag die Gründung der „Space Force“, die sechste Teilstreitkraft der US-Armee bekannt. „Inmitten gravierender Bedrohungen für unsere nationale Sicherheit ist amerikanische Überlegenheit im Weltraum absolut unerlässlich“, sagte der Präsident. Bisher hielt er die illegale Einwanderung aus Zentralamerika für die größte Bedrohung. Aber vielleicht hat er Informationen, die Andere nicht haben. Illegale Einwanderer könnten auch aus dem All kommen.

			Ja was wollen die denn? Da gab es in der CDU Sachsen-Anhalt eine Debatte über einen Funktionär, der früher Neonazi war und ein Nazi-Tattoo trägt. Der Mann ist 29, seine Verfehlungen liegen fast ein Jahrzehnt zurück. Wenn er sich wirklich von seiner Vergangenheit gelöst hat, kann er durchaus ein aufrechter Christdemokrat sein. Immer vorausgesetzt, dass er kein Mörder, Totschläger oder Brandstifter ist. Die SPD hatte den früheren Kommunisten Herbert Wehner in ihren Reihen, er war kein Parteilinker. Der frühere grüne Spitzenpolitiker Joschka Fischer hat sich in jungen Jahren Straßenschlachten mit der Polizei geliefert. Na und? Er hat Deutschland in den Jahren um die Jahrtausendwende hervorragend vertreten und hatte international einen hervorragenden Ruf. In der CDU gab es schon Politiker mit ganz anderen Tattoo-Problemen. SS-Angehörigen wurde in der Regel die Blutgruppe eintätowiert. 
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Wechselkurs schloss am Dienstag zu $ 63 pro Dollar, knapp unter der Vorwoche ($ 83,08). Der Kurs auf dem Grossistenmarkt lag bei $ 60 (Vorwoche: $ 59,82), der Schwarzkurs erreichte $ 77 ($ 75,27). Der Kurs, der sich beim Kauf von Staatstiteln in Dollar in Buenos Aires und gleichzeitigem Verkauf in New York ergibt (benannt “contado con liqui”) lag bei $ 72,31, 0,9% unter der Vorwoche. In dieser Woche war der Devisenumsatz sehr gering, und die ZB verkaufte u$s 50 Mio., um den Kurs zu halten. Die Differenz zwischen dem offiziellen und dem schwarzen Kurs lag unter den 30% der Steuer auf Devisenkäufe. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 44,84 Mrd., gegen u$s 44,31 Mrd. in der Vorwoche. Die ZB hat den Zinssatz für Leliq auf 58% gesenkt, was sich positiv auf die Notierung der Staatspapiere ausgewirkt hat. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag eine Zunahme von 8,12%, und liegt jetzt um 31,77% über Ende 2018.

			***

			Die Staatstitel, die auf Dollar lauten, setzten die Hausse der Vorwoche fort. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2022: +1,03%; Argentina 2021: +3,24%; Argentina 2026: +3,11%; Argentina 2046: +6,95%; Bonar 2024: +16,76%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Dienstag bei 24 Karat zu $ 2.779,60 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 2.757,95), und bei 18 Karat zu $ 1.939,46 ($ 1.930,56)

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 20.12.19 um 27,25%, wobei Bargeld in Händen des Publikums um 34,22% zunahm und Depositen bei der ZB um 17,80% stiegen. Zum Jahresende besteht stets ein höherer Bedarf von Bargeld. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in einem Jahr um 36,81%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 20.12.19 um 22,15% auf $ 3,58 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 18,97% auf $ 1,93 Bio. zu. Die Dollardepositen nahmen in einem Jahr um 37,37% auf u$s 20,89 Mrd. ab, und die Dollarkredite fielen um 30,87% auf u$s 10,89 Mrd.

			***

			Präsident Fernández hat beim Notstandsgesetz ein Veto beim Artikel 52 verfügt, das bestimmt, dass der Exportzoll auf Erdöl in keinem Fall den Wert ab Lager verringern kann, der bei der Berechnung der Gebühren der Provinzen als Grundlage genommen wird. Der Exportzoll für Erdöl beträgt jetzt 8%. Die Provinzen erheben eine Gebühr von 15% auf Erdöl (Wert ab Förderungsort) und von 12% im Fall von Vaca Muerta. Die Gouverneure der Erdölprovinzen hatten den jetzt außer Kraft gesetzten Paragraphen in das Gesetz eingefügt, ohne Genehmigung der Bundesregierung, weil sie dadurch die Besteuerungsgrundlage erhöhten und faktisch mehr einnahmen.

			***

			Der Verteidiger der alten Menschen, Eugenio Semino, sagte, dass es 4.900 Pensionäre gäbe, die Pensionen im Rahmen der Sonderbestimmungen für Präsidenten, Mitglieder des obersten Gerichtshofes, Deputierte und Senatoren beziehen, deren Pensionen bis $ 450.000 pro Monat reichen. Er sagte auch, die temporäre Außerkraftsetzung der Indexierung verletze die Doktrin des Obersten Gerichtshofes und Artikel 75, Paragraph 22 der Verfassung.

			***

			Kabinettschef Santiago Cafiero bestätigte, dass die Zunahme der Pensionen, die für März vorgesehen ist, in einem bestimmten Betrag erfolgen werde, der für alle gleich sein werde. Das Gesetz, das für 180 Tage außer Kraft gesetzt wurde, sieht für März eine Zulage von 11,56% vor, und für Juli eine von ca. 15%. Pensionäre, die mehr als die Mindestrente empfangen, werden somit eine geringere prozentuale Zunahme haben.

			***

			Der EMAE-Index des Indec (“Estimador mensual de la actividad económica”), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes ist, die auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten erfolgt, lag im Oktober 2019 um 0,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 1,9% über September 2019. Die ersten 10 Monate 2019 lagen um 2,3% unter dem Vorjahr. Die Entwicklung war in diesem Jahr sehr unterschiedlich, mit Zunahmen bei der Landwirtschaft (+3%), beim Bergbau (+2,8%) und bei Gas, Wasser und Strom (+3,2%). Die Abnahmen lagen bei Industrie und Handel über dem allgemeinen Durchschnitt.

			***

			Das Jahr 2019 verzeichnet insgesamt 46 Fusionen und Übernahmen von Unternehmen im Gesamtwert von u$s 3,9 Mrd. In Mengen waren es 30% und in Werten 68% unter dem Vorjahr, teilt die Consulting-Firma First Capital Group mit.

			***

			Das Direktorium der ZB hat durch Rundschreiben A 6846 beschlossen, ein System der Bankdepositen und –kredite zu schaffen, bei dem die Pesobeträge gemäß dem Wechselkurs mit dem Dollar indexiert werden. Das bezieht sich auf das Kapital und die Zinsen. Es handelt sich im Wesen somit um Dollardepositen und Kredite. Es wurde nicht geklärt, ob diese Kredite nur für Geschäfte gewährt werden können, die mit dem Außenhandel zusammenhängen, oder auch für interne Geschäfte verwendet werden können. In diesem Fall müsste der ZB-Beschluss von Anfang 2002 außer Kraft gesetzt werden, der Dollarkredit für interne Geschäfte verbietet.

			***

			Die ZB hat am Donnerstag der Vorwoche den Zinssatz für Leliq-Titel von 63% auf 58% herabgesetzt. Präsident Alberto Fernández hatte, als er noch Kandidat war, gegen die hohen Leliq-Zinsen energisch protestiert, und dabei unterschwellig eine Abschaffung der Leliq in Aussicht gestellt. Doch jetzt werden die Zinsen nur etwas gesenkt und dabei wird ein geringerer Betrag von Leliq untergebracht als der der Titel, die gleichzeitig verfallen.

			***

			Die Bundesregierung hat beschlossen, die Finanzierung des Baus des Tunnels für die U-Bahn unter der Strecke der Sarmiento-Eisenbahn in der Bundeshauptstadt zu unterbrechen. Die Stadtregierung, geleitet von Horacio Rodríguez Larreta, muss jetzt alternative Finanzierungsmöglichkeiten suchen. Es handelt sich um einen Betrag von ca. u$s 1,2 Mrd., der für die Beendigung der U-Bahn notwendig ist. Unter der Macri-Regierung war der Tunnel schon bei 8 Km. der Gesamtstrecke (die von Castelar bis zum Bahnhof Once geht, von 18 Km.) fertiggestellt worden. Vom Vorort Haedo bis zum Bezirk Villa Luro in der Bundeshauptstadt ist der Tunnel schon ausgegraben worden, wobei noch die Innenverkleidung, die Legung der Schienen und der Bau der Stationen beendet werden muss. Die Stadtregierung prüft gegenwärtig, ob sie einen Tunnel baut oder auf eine hochgelegene Eisenbahn übergeht, wie sie schon auf bestimmten Strecken der Eisenbahnen Mitre und San Martín vollzogen wurden. Das wäre angeblich viel billiger. Das Projekt dieser U-Bahn wurde vor fast 14 Jahren eingeleitet, wobei die Kosten auf u$s 3 Mrd. veranschlagt wurden. Die U-Bahn hätte in vier Jahren gebaut werden können. Die Verzögerung hat die Kosten (in Dollar) mehr als verdoppelt. 

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im November eine Zunahme von 5,4%, so dass die Zunahme in 12 Monaten zum November 52,9% erreichte. Im November stiegen lokal erzeugten Produkte um 5,5% und importierte um 4,2%.

			***

			Der Index der Baukosten des INDEC, der sich auf Groß-Buenos Aires bezieht, stieg im November um 4,5%. Baumaterialien nahmen um 4,5% zu, Arbeitskosten um 4,8% und Gemeinkosten um 2,6%. 

			***

			Die gesamte argentinische Auslandsverschuldung (öffentlich und privat) erreichte im 3. Quartal 2019 u$s 276,68 Mrd., 8,3% (gleich u$s 21,20 Mrd.) über der gleichen Periode des Vorjahres, aber 2,2% (gleich u$s 6,23 Mrd.) unter dem 2. Quartal 2019, berichtet das INDEC. Vom Gesamtbetrag entfällt 62% auf den Staat. 8% auf die ZB, 2% auf Gesellschaften, die Depositen aufnehmen, 1% auf andere Finanzanstalten und 26% auf private Unternehmen und Personen. Die Gesamtschuld besteht zu 61% in Dollar, zu 24% in Euros, zu 5% in Pesos und zu 10% in anderen Währungen, wie die chinesische. Im 3. Quartal 2019 wies die Leistungsbilanz ein Defizit von u$s 1,05 Mrd. aus, während die Kapitalbilanz einen Überschuss von u$s 1,16 Mrd. verzeichnete. Die ZB-Reserven gingen im 3. Quartal 2019 um u$s 14,82 Mrd. zurück.

			***

			Das Moratorium für Steuerschulden von kleinen und mittleren Unternehmen (Pymes), das im Notstandsgesetz verfügt wurde, betrifft bei Industrieunternehmen dieser Kategorie einen Gesamtbetrag von $ 90 Mrd. Das hat die Stiftung “Observatorio Pyme” berechnet, die darauf hinweist, dass dies eine anregende Wirkung auf diese Unternehmen haben wird.

			***

			Nachdem am Samstag der Vorwoche ein Bond des Schatzamtes (benannt Bopomo, dessen Zinsen sich an die jeweils von der ZB festgesetzten Zinsen für Leliq richtete) von $ 24,5 Mrd. verfiel, hat das Wirtschaftsministerium Letes-Schatzscheine in Pesos ausgeschrieben und dabei $ 18,64 Mrd. zu 44% auf 6 Monate untergebracht. Der Zinssatz ergibt sich aus dem Badlar-Satz (den die Banken für größere Depositen zahlen) plus 300 Basispunkten. Vom Gesamtbetrag wurden $ 15 Mrd. im privaten Bereich untergebracht und $ 4 Mrd. unter öffentlichen Ämtern. Die Offerten betrugen $ 21 Mrd.

			***

			Bei der parlamentarischen Diskussion über das Notstandsgesetz wurde in letzter Minute ein Paragraph zum Artikel 34 hinzugefügt, der sehr kompliziert verfasst ist (weshalb er bei der Diskussion übergangen wurde) und konkret verfügt, dass der Gewinn, der beim Verkauf von finanziellen Aktiven (Staatspapiere u.a.) entsteht, und auch die Zinsen auf Titel in Pesos, nicht von der Gewinnsteuer erfasst werden. Die Besteuerung von finanziellen Aktiven in Pesos war bei der Macri-Steuerreform auf Antrag vom Deputierten Sergio Massa eingeführt worden (als Bedingung für die Zustimmung zum Gesamtprojekt), der jetzt Vorsitzender der Kammer ist. Die Abschaffung dieser Steuer, die inflationäre Buchgewinne erfasst, stellt wieder normale Verhältnisse her.

			***

			Das Notstandsgesetz hat die ZB ermächtigt, die Bedingungen der indexierten Kredite zu ändern. Es handelt sich vornehmlich um Hypothekarkredite. Die Tatsache, dass die Amortisationsquoten gemäß dem Index der Konsumentenpreise erhöht werden, die Löhne und auch das Einkommen von Selbstständigen weniger zugenommen haben, hat dazu geführt, dass die Quote im Verhältnis zum Einkommen stark gestiegen ist und gelegentlich die Zahlungsfähigkeit des Schuldners übersteigt. Entweder wird hier eine Subvention eingeschaltet, oder die Amortisationsperiode wird verlängert, so dass die Quoten geringer sind.

			***

			Das Gastransportunternehmen TGS (“Tranportadora de Gas del Sur”) hat eine Gasleitung von 150 Km. und eine Anlage zur Gastrennung in Tratayén (Provinz Neuquén) fertiggestellt, die jetzt erlaubt, Gas aus dem Gebiet von Vaca Muerta bis zur Ferngasleitung zu befördern. Auf diese Weise ist der Engpass beim Gastransport überwunden worden. Die Kapazität der Leitung beträgt 60 Mio. cbm. Gas täglich, und die der Anlage zunächst 5 Mio. cbm. täglich, soll aber unmittelbar erweitert werden. 

			***

			Landwirtschaftsminister Luis Basterra hat mit Vertretern von Genossenschaften und Landwirten des Nordwestens die Möglichkeit besprochen, dass die Exportzölle bei Produkten aus dieser Gegend geringer sind. Das soll die höheren Transportkosten bis zu den Häfen am Paraná und auch niedrigere Erträge ausgleichen. 

			***

			Die ANSeS hat beschlossen, die Zinsen auf schon erteilte Kredite an Pensionäre zu verringern, allgemein von 42% auf 31,5%. Außerdem sollen in den Monaten Januar, Februar und März keine Amortisationen dieser Kredite stattfinden.

			***

			Die Aufwertung der Aktiven von Unternehmen, die in der Steuerreform von 2018 verfügt wurde, wird jetzt beibehalten, aber die steuerliche Wirkung wird vertagt. Bei Bilanzen, die am 31.12.19 schließen, können die Aktiven weiter aufgewertet werden. Aber die zusätzliche Amortisation, die sich dabei ergibt, kann jetzt nur in sechs Jahresquoten, ohne Wertberichtigung, vom versteuerbaren Gewinn abgezogen werden. Außerdem wird der Steuersatz bei Aktiengesellschaften und GmbHs für 2020 nicht, wie vorgesehen, auf 25% gesenkt, sondern er verbleibt bei 30%. Auf Dividenden, die 2020 verfügt werden, wird eine Steuer von 7% erhoben. 

			***

			Kleine und mittlere Unternehmen (Pymes) können jetzt Steuerschulden, Zollschulden und auch Schulden bei Sozialabgaben, die bis zum 30.11.19 bestanden, in ein neues Moratorium einschließen. Die Meldungsfrist verfällt am 30.4.20. Die Bußen werden ganz erlassen und die Strafzinsen stark verringert. Es besteht jetzt auch die Möglichkeit, diese Schulden mit Saldi zugunsten des Steuerzahlers zu verrechnen, u.a. wegen Rückvergütungen der MwSt. bei Exporten. Die Quoten des Moratoriums erstrecken sich auf bis zu 120 Monatsraten, und der Zinssatz beträgt 3% pro Monat. Die Schulden können auch sofort gezahlt werden, wobei dann ein hoher Abschlag besteht.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Venezuela ist der US-Dollar faktisch zur Landeswährung geworden. Es ist nicht wie in Argentinien, wo der Dollar zum Sparen und für Wertmessung eingesetzt wird, aber der Peso weiter beim täglichen Zahlungsverkehr eingesetzt wird, sondern so, dass allgemein mit Dollarscheinen gezahlt wird, auch bei Käufen im Supermarkt, bei Tankstellen und selbstverständlich bei Kauf von Automobilen u.a. dauerhaften Konsumgütern und Immobilien. Die ärmere Bevölkerungsschicht, die keinen Zugang zum Dollar hat, greift weitgehend zum Tausch von Waren und Dienstleistungen. Arbeitnehmer, vor allem im öffentlichen Bereich, die umgerechnet in Dollar unter u$s 50 im Monat verdienen (gelegentlich nur u$s 15), müssen sich entweder irgendwie ein zusätzliches Dollareinkommen beschaffen, oder sie können ihren Lebensunterhalt nicht bestreiten. Es ist eine chaotische Lage, bei der auch das ganze Steuersystem faktisch nicht mehr existiert.

			***

			Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro kann 2019 mit Erfolgen aufwarten. Die Landesrisikorate hat sich etwa halbiert, die Aktienkurse sind an der Börse von Sao Paulo um 25% gestiegen und der Referenzzinssatz Selic beträgt jetzt 4,5%, nachdem er vor drei Jahren noch bei 14,5% lag. Auf dem internationalen Finanzmarkt wird Brasilien jetzt viel besser eingestuft, nachdem Bolsonaro die Reform des Pensionierungssystems durchgesetzt hat, die Reform der Arbeitsgesetzgebung (die sein Vorgänger Michel Temer durchgesetzt hat), sich zunehmend auswirkt und zahlreiche andere strukturelle Reformen in Gang gesetzt oder angekündigt wurden. Die brasilianische Wirtschaft hat begonnen, wieder zu wachsen. 

			***

			Der Gesundheitskonzern Fresenius baut sein Krankenhausgeschäft in Kolumbien aus. Das Dax-Unternehmen kaufe eine private Klinik in der Großstadt Cali für rund 300 Millionen Euro, teilte Fresenius am Montag in Bad Homburg mit. Die Übernahme des Centro Médico Imbanaco mit 350 Betten sei ein weiterer Schritt, um die Präsenz im attraktiven Markt Kolumbien zu stärken. Das Haus mit 17 Operationssälen erzielte 2018 etwa E 130 Mio. Umsatz. Fresenius rechnet mit einem Abschluss des Geschäfts im ersten Quartal 2020, sofern die kolumbianischen Wettbewerbsbehörden zustimmen. Der Deal solle bereits im Geschäftsjahr 2020 den Konzerngewinn steigern. Fresenius Helios, Deutschlands größter privater Klinikbetreiber, hatte 2017 mit der Übernahme der spanischen Klinikkette Quirónsalud den Sprung ins Ausland gewagt. Nun expandieren die Hessen über die Tochter in Kolumbien. Erst im November hatte Helios den Kauf der kolumbianischen Diagnostikfirma CediMed für E 40 Mio. verkündet. In den Monaten davor hatte Quirónsalud mehrere Kliniken in Kolumbien erworben. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Satellogic

			Dieses lokale Technologieunternehmen, das Mikrosatelliten entwickelt und betreibt, hat einen Kredit von u$s 50 Mio. erhalten. 40% des Betrages wurde von den Fonds Tencent und Pitanga beigetragen und 60% von der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) über IDLab, ihr Innovationslaboratorium. Die Firma Satellogic wurden 2009 von Emilio Kargiemann gegründet, ein Informatikexperte, der sich in seiner Jugend als Hacker betätigte. Die Satelliten des Unternehmens werden eingesetzt, um die Entwicklung von Saaten und die Umweltbedingungen zu kontrollieren.

			Sancor-Savencia

			Das Unternehmen der Milchindustrie Sancor, das immer noch einen schwierigen Sanierungsprozess durchmacht, hat ihre Marke Tholem, die sich auf streichbare Käsesorten bezieht, für u$s 6 Mio. an die französische Savencia Fromage & Dairy Argentina verkauft. Dieses Unternehmen besitzt schon die Marken Milkaut, Santa Rosa, Adler, Bavaria und auch das Unternehmen “Ile de France”, das sich mit dem Import von französischem Käse befasst. Sancor kann jetzt weiter Streichkäse unter anderen Marken erzeugen. Sancor hat außerdem an Adecoagro die Fabriken in Brinkmann, Córdoba, Coronel Charlone, Buenos Aires (wo Roquefort-Käse erzeugt wird), Moldes, Córdoba (wo Hartkäse erzeugt wird) und Centeno, Santa Fe, verkauft. Sancor verbleiben jetzt 6 Fabriken: Sunchales, La Carlota, Galvez, San Guillermo, Balnearia und Devoto.
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			Ein Notstandsgesetz mit guten Absichten und vielen Fragezeichen

			Von Juan E. Alemann

			Das Notstandsgesetz, benannt “Gesetz über soziale Solidarität und produktive Reaktivierung”, das in der Vorwoche im Eiltempo vom Parlament verabschiedet wurde, enthält in seinen 85 Artikeln grundsätzlich die gute Absicht, die Inflation zu senken, die unmittelbare konjunkturelle Erholung der Wirtschaft zu erreichen, eine Einkommensumverteilung zugunsten der Armen, speziell der extrem Armen, einzuleiten und Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umschuldung gegenüber dem IWF u.a. Gläubigern zu schaffen. Dabei entstehen auch Widersprüche unter den einzelnen Maßnahmen.

			Gewiss werden die Rentner, die die Mindestpension- oder Hinterbliebenenrente beziehen, mit den $ 10.000, die ihnen unmittelbar in zwei gleichen Raten gezahlt werden, mehr Geld in der Tasche haben und voraussichtlich sofort mehr ausgeben, was somit dem Einzelhandel, vor allem bei Gütern des unmittelbaren Konsums, einen höheren Umsatz verspricht. Doch was danach kommt, weiß man nicht, obwohl Präsident Fernández schon eine Zulage versprochen hat. Doch gleichzeitig werden die Pensionen, die höher liegen (über der Mindestpension plus $ 5.000, die auch die Zulage bis zu dieser Obergrenze erhalten), eingefroren, so dass sie bei andauernder Inflation real abnehmen, so dass hier eine geringere Kaufkraft entsteht, die beim gehobenen Konsum eine Rolle spielt. 

			Löhne und Gehälter werden zunächst eingefroren, so dass auch hier kein höherer Konsum zu erwarten ist, abgesehen von der Wirkung des halben zusätzlichen Jahreslohnes (”aguinaldo”). Ebenfalls haben die verschiedenen Steuererhöhungen eine negative Wirkung auf die Konjunktur. Die erhöhten Exportzölle schöpfen Einkommen von den Landwirten ab, die starke Erhöhung der Steuer auf persönliche Güter ist ein Anreiz, das Vermögen schwarz zu halten, die brutale Erhöhung der Steuer auf Automobile wird den ohnehin schon stark geschrumpften Absatz noch mehr beeinträchtigen, und die Außerkraftsetzung des Fiskalabkommens mit den Provinzen bedeutet, dass diese die Steuer auf den Bruttoumsatz unverändert beibehalten, die wegen der Kettenwirkung die Kosten des Endproduktes stark aufblähen.

			Bei der Steuer von 30% auf Dollarkäufe, Passagen, die in Dollar bezahlt werden, und Ausgaben von Touristen u.a. im Ausland verbleiben ungelöste Probleme, die im Wirbel der beschleunigten parlamentarischen Diskussion unter den Teppich gefegt wurden. Dass Passagen, die in Pesos bezahlt werden, von der Steuer ausgenommen werden, schafft eine eigenartige Situation, bei der Aerolíneas Argentinas billigere Passagen bietet als ausländische Konkurrenten. Das verstößt gegen elementare Spielregeln der Branche. Auch die Ausnahme der Ausgaben beim Grenzverkehr schafft Probleme. Was die Bürokraten hier erfunden haben, schafft Konflikte und  lässt sich nicht verwalten. Indessen ist gesamthaft infolge dieser Maßnahmen eine Übertragung von Tourismus auf inländische Ferienorte zu erwarten, was sich positiv auf die Konjunktur auswirkt.

			Die Regierung erwartet jetzt eine spürbar geringere Inflationsrate. Für Dezember hat INDEC-Direktor Marco Lavagna dem Wirtschaftsminister schon mitgeteilt, dass es etwa 5% sein werden. Ob die Einfrierung der Tarife öffentlicher Dienste, der stabile Wechselkurs und das Ausbleiben von Lohnerhöhungen ausreichen, um die Inflationsrate im Januar 2020 auf unter 2% zu senken, sei dahingestellt. Möglich ist es auf alle Fälle, aber eben nicht sicher. Viele Unternehmen haben in den letzten Wochen Kostenerhöhungen erlitten, die sie wegen der akuten Rezession nur zum geringsten Teil auf die Preise abwälzen konnten, und warten auf eine Gelegenheit, dies nachzuholen..

			Vom rein fiskalischen Standpunkt sieht das Programm vor, dass das primäre Defizit (ohne Zinsen) gegenüber der bisherigen Berechnung um 3% des Bruttoinlandsproduktes verringert wird, so dass 2020 eventuell mit Nulldefizit abschließt. Die Regierung erwartet dank der jüngsten Reform zusätzliche Steuereinnahmen von $ 250 Mrd. im Jahr, zu denen dann noch der Betrag kommt, der bei den Renten wegen der Einfrierung real gespart wird. Vom monetären Standpunkt ist das Programm viel härter als erwartet, was die bevorstehende Verhandlung mit dem IWF und den Investmentfonds erleichtert. Denn sie sind bereit, der Streckung der Zahlung zuzustimmen, sofern die Weichen für die effektive Möglichkeit einer zukünftigen Zahlung gestellt werden. 

			Allerdings kommt dann noch eine weichere Kreditpolitik hinzu, die jedoch nur möglich ist, wenn die ZB sie mit einer starken Expansion der monetären Basis unterstützt, die über eine Senkung der Mindestreserven der Banken, eine geringere Unterbringung von Leliq (die mit Geldschöpfung finanziert wird) und mehr Krediten aus dem Sonderfonds der ANSeS (die mit dem Verkauf von Staatstiteln finanziert wird, die das Schatzamt kaufen muss) erreicht wird. Wirtschaftsminister Guzmán beteuerte, dass diese Geldschöpfung in Grenzen gehalten werde. Doch spielt auch die Politik mit: Kurzfristig regt die monetäre Expansion die Wirtschaft an, und darauf kommt es jetzt an. Die Kopfschmerzen kommen erst danach.  Die Reform enthält so viele Einzelaspekte, dass es schwierig ist, ein  Gesamturteil abzugeben. Auch hängt bei der Wirkung der Maßnahmen viel davon ab, wie sich die Finanzwelt und die Gesellschaft im Allgemeinen zu den Reformen stellt. Viel hängt davon ab, dass die Regierung Vertrauen erweckt, was ohnehin schon schwierig ist, aber bei einer Regierung, die vom Kirchnerismus überschattet wird, noch mehr.
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			Wovon nicht (oder nur leise) gesprochen wird

			Von Juan E. Alemann

			Die Diskussion um die Wirtschaftspolitik bezieht sich gegenwärtig auf die Konjunktur, und nur auf diese. Es ist keine Wachstumspolitik. Will man, dass die argentinische Wirtschaft langfristig wächst und einen Wohlstand erreicht, der für ein Land wie Argentinien normal wäre, dann muss man die strukturellen Probleme angehen, die systematisch unter den Teppich gefegt werden. Wir wollen jetzt versuchen, die wesentlichen hervorzuheben.

			Das erste strukturelle Problem ist die zu hohe Staatsquote, die die Wirtschaft nicht verträgt. Die gesamten Staatsausgaben des Bundestaates, der Provinzen und Gemeinden, einschließlich ihrer autonomen Ämter und Unternehmen (bei denen nur der staatliche Beitrag berücksichtigt wird), lagen vor den Kirchner-Regierung unter 30% des Bruttoinlandsproduktes, während es jetzt über 40% sind (gemäß einigen Berechnungen sogar über 45%). Das ist die Folge der Einstellung von 1,5 Mio. zusätzlichen Staatsangestellten, von denen netto etwas über 1 Mio. verbleiben, weil jährlich um die 3% der Staatsangestellten in Pension gehen, zurücktreten oder sterben. Hinzu kommt noch die Erhöhung der Zahl der Rentner um über 2,5 Mio., durch Gewährung der Pension an Personen, die das Rentenalter erreicht, aber die Beiträge während 30 Jahren ihres aktiven Lebens nicht gezahlt hatten. Die teilweise Umwandlung des Pensionierungssystems in eine Altersversicherung hat gewiss eine soziale Rechtfertigung, aber sie kommt die Staatskasse teuer zu stehen. 

			Schließlich kommen noch überhöhte Kosten bei öffentlichen Investitionen hinzu, mit vielen Fehlinvestitionen, dann auch die Kosten der Rückverstaatlichung privatisierter Unternehmen und die Korruption, die den Staat viel Geld kostet und außerdem Entscheidungen verzerrt, was auch die Staatskasse belastet. Doch die Korruption, so bedeutend sie unter den Kirchners effektiv war, erklärt nur den geringsten Teil dieses untragbar großen Staates. Was man noch hinzufügen muss, ist, dass die normalen staatlichen Dienstleistungen auf dem Gebiet der Erziehung, der Gesundheitsbetreuung und der persönlichen Sicherheit in Argentinien in hohem Umfang auf den privaten Bereich übertragen wurden. In Schweden ist die Staatsquote höher als in Argentinien, aber der Staat bietet all diese Dienste bei guter Qualität. In Argentinien zahlen sehr viele private Erziehung, Gesundheitsbetreuung und Sicherheitsdienste, die alle nicht billig sind und, streng genommen, zur Staatsquote hinzugezählt werden müssten. Schließlich sei noch bemerkt, dass die hohe Schwarzwirtschaft, die an die 40% der wirtschaftlichen Leistung umfasst und auch eine anormal hohe Steuerhinterziehung beinhaltet, dazu führt, dass die Last des Staates für diejenigen, die ihre Steuern zahlen, viel höher ist. In Schweden u.a. Ländern zahlen praktisch alle, hier nur ein Teil.

			Der französische Philosoph René Descartes sagte, wenn man vor einem großen Problem stehe, müsse man versuchen, es in mehrere kleinere Probleme aufzuteilen, und dann an jedes einzeln herangehen. Genau das muss man beim Staat machen. Beginnen wir somit mit einer ganz konkreten Möglichkeit, die Staatsausgaben sofort zu verringern: das Kohlenbergwerk Río Turbio, das sich am südwestlichen Zipfel der Provinz Santa Cruz befindet, muss geschlossen werden. Die Kohle ist qualitativ minderwertig, sie taugt nicht für Hochöfen, und der Preis, zu dem sie verkauft wird, liegt unter den variablen Kosten. Also: Je mehr produziert wird, umso höher ist der Verlust. Unter Menem wurde dieses Bergwerk langsam verkleinert, mit stark abnehmender Produktion und Belegschaft. Menem hat das Bergwerk privatisiert und dem Privatunternehmer einen festen Jahresbetrag als Subvention zugesichert. Somit hatte dieser ein Interesse, die Belegschaft zu verringern, damit von der Subvention etwas für ihn übrig bleibt. Das Ergebnis war eine starke Verringerung der Produktion und des Defizites, wobei in absehbarer Zeit eine Schließung vorauszusehen war. Doch dann kam Néstor Kirchner, der das Werk rückverstaatlichte und mit hohem staatlichen Zuschuss erweiterte. Dabei stieg die Bevölkerung des Dorfes Río Turbio, das die Belegschaft des Kohlebergwerkes, ihre Familien  u.a. umfasst, von ca. 5.000 auf ca. 25.000 Menschen. Es wurde auch ein Kraftwerk errichtet, das mit Kohle gespeist werden sollte, das im Oktober 2015 von Cristina Kirchner feierlich eingeweiht wurde, aber bis heute nicht fertig ist. Die Entscheidung, die jetzt getroffen werden sollte (der Macri ausgewichen ist) besteht in der Schließung, bei Entschädigung der Belegschaft und finanzieller Hilfe für diejenigen, die sich woanders um einen Arbeitsplatz bemühen. Und das Kraftwerk muss abmontiert und verlegt werden. Dadurch spart der Staat von Anfang an viele Millionen Dollar.

			Río Turbio ist jedoch nur ein Thema unter vielen. Die Vergeudung öffentlicher Gelder kommt überall zum Ausdruck. Halten wir fest:

			- Staatsinvestitionen werden unwirtschaftlich durchgeführt. Die Bauten werden gestreckt, weil die finanziellen Mittel zu langsam fließen. Das führt zu einer realen Verteuerung, besonders weil die fixen Kosten sich viel länger auswirken, als es bei einer kurzen Bauzeit der Fall wäre. Das Problem entsteht grundsätzlich, weil der Staat zu viele öffentliche Arbeiten gleichzeitig aufnimmt. Unter Macri gab es eine gewisse Besserung, aber grundsätzlich hat sich kaum etwas geändert. Die U-Bahn unter der Sarmiento-Eisenbahn wird schließlich wegen der Streckung der Bauzeit und den ständigen Unterbrechungen in Dollar zwei bis drei Mal so viel kosten, wie es bei planmäßiger Durchführung gewesen wäre. Wir reden hier von Milliarden Dollar, die vergeudet wurden.

			- Bei den Lehrern, vor allem im Primarschulbereich, gibt es bis zu drei Ersatzlehrer für jeden, der effektiv lehrt. Die Lehrer erklären sich somit ständig als krank, was bedeutet, dass sie längere Perioden nicht arbeiten, aber weiter das volle Gehalt erhalten. In den Privatschulen gibt es kaum Ersatzlehrer, und die Lehrer erkranken nur selten. Wenn man das Lehrerstatut ändern würde, um diesen Missstand zu beseitigen, könnten die Lehrergehälter verbessert werden, ohne dass dies den Staat etwas kostet.

			- Die Politik ist in Argentinien sehr teuer, unverhältnismäßig mehr als in anderen Ländern. Senatoren, Deputierte, sowohl nationale wie provinzielle, auch Gemeinderäte haben hohen Gehälter und auch einen Riesenstab von angeblichen, gut bezahlten Beratern, die meistens politische oder persönliche Freunde sind, und kaum etwas tun. Die Bibliothek des nationalen Kongresses hat über 1.500 Angestellte (für die nicht einmal der notwendige Platz vorhanden ist), wobei sie nur wenige Besucher aufweist. Die Nationalbibliothek, die viel größer ist und besonders von Studenten häufig aufgesucht wird, kommt mit einem Bruchteil des Personals der Kongressbibliothek aus. Es ist höchste Zeit, dass die Politiker auch ihren Beitrag zum Notstand leisten, in dem sich das Land befindet. In Chile haben die Abgeordneten einer bedeutenden Verringerung ihrer Gehälter zugestimmt. Jetzt hat Kabinettschef Santiago Cafiero erklärt, die Regierung werde sich um die Senkung der politischen Staatsausgaben kümmern. Die Politiker stehen jetzt unter Druck der öffentlichen Meinung, und das ist gut so.

			- Was Pensionen und Hinterbliebenenrenten betrifft, so hat Argentinien ein allgemeines System, aber auch sehr viele spezielle, die viel vorteilhafter sind. Doch davon ist bei der Reform des Pensionierungssystems nicht die Rede. Sondersysteme gibt es für Richter und Justizangestellte, für Botschafter und den gesamten auswärtigen Dienst, für die Streitkräfte, die Polizei, die Gendarmerie und Präfektur, für Lehrer, für Deputierte und Senatoren, für wissenschaftliche Forscher (Conicet) und viele andere. Bisher wurde nur ein Sondersystem korrigiert: das der Bank der Provinz Buenos Aires, bei dem die Angestellten mit 50 Jahren in Pension gehen konnten und dabei eine höhere Pension als die normale erhielten, wobei die Differenz von der Bank getragen wurde. Bei etwa 10.000 Bankbeamten gab es ca. 15.000 Rentner. Untragbar! Das hat die mutige María Eugenia Vidal abgeschafft. Bei den meisten Sondersystemen gilt das Pensionierungsalter von 65, bzw. 60 Jahren nicht, und die Pensionen betragen oft 82% des (wertberichtigten) Gehalts im aktiven Dienst, während es allgemein um die 50% sind. Bei den Militärs treten viele mit knapp über 50 Jahren in den Ruhestand, mit einer Pension, die knapp unter ihrem letzten Gehalt liegt. Sie sollten, wie in anderen Ländern, bis zum 65 Lebensjahr im aktiven Dienst bleiben. Das würde dann erlauben, jährlich weniger Offiziere aufzunehmen. Bei der parlamentarischen Diskussion der Vorwoche wurden einige Sonderpensionen (ehemalige Präsidenten und Richter) beanstandet, doch nur insofern in Frage gestellt, als in diesen Fällen die allgemeine Einfrierung nicht gilt. Die Grundproblematik, die bei den vielen Sondersystemen besteht, wurde vollständig ignoriert. Bei den ehemaligen Präsidenten ist der Fall von Adolfo Rodríguez Saá irritierend, der nur eine Woche Präsident war und eine Pension von jetzt $ 400.000 monatlich (steuerfrei) bezieht.

			- Die vielen Automobile, die im staatlichen Bereich bestehen, mit ihren Chauffeuren und allem Drum und Dran, kosten auch sehr viel. Ein privater Dienst (“remise”) wäre viel billiger. Als José Estenssoro in den 90er-Jahren die Leitung von YPF übernahm, hatte das Unternehmen unzählige Automobile für sämtliche höheren Beamten. Estenssoro hat nur die Automobile für den Präsidenten des Unternehmens beibehalten, und sonst einen privaten Dienst verpflichtet, der bestimmten Qualitätsnormen unterstellt wurde. Dabei wurde sehr viel gespart. 

			Abgesehen vom staatlichen Bereich gibt es auch Tabu-Themen, an die herangegangen werden muss. Das Wichtigste dürfte sich auf die Lohnverhandlung beziehen, die so, wie sie jetzt besteht, inflationär wirkt, und jenen Arbeitnehmern höhere Löhne als anderen erlaubt, die Gewerkschaften angehören, die mehr Druckmöglichkeiten haben. Das bezieht sich an erster Stelle auf die Lastwagenfahrer und die Bankangestellten. Diese höheren Löhne zwingen dann die anderen Gewerkschafter, auch mehr zu fordern als vernünftig wäre. Die sogenannte “freie Verhandlung” klingt zwar sehr schön, muss aber korrigiert werden. Dass sich Gewerkschafter und Unternehmer einigen, aber der Konsument die Zeche zahlt, hat keinen Sinn. Es sollte auf alle Fälle eine Dreierverhandlung geben, mit einem Vertreter des Wirtschaftsministeriums oder des Produktionsministeriums, der sich Erhöhungen widersetzt, die auf Preise abgewälzt werden oder Subventionen oder eine Abwertung erfordern. Auch das Streikrecht geht zu weit. Dass etwa 30 Arbeiter am Donnerstag der Vorwoche den Verkehr der Roca-Bahn stilllegen konnten, und somit hunderttausende Menschen nach ihrem Arbeitstag nicht nach Hause kommen konnten, ist absurd. Bei öffentlichen Diensten kann ein Streik nicht erlaubt werden. Es muss ein zivilisiertes Schlichtungsverfahren geben.

			Es gibt noch viel mehr zu tun. Im Wesen handelt es sich darum, vernünftig zu denken, rationell zu handeln und das Effizienzkonzept in seiner ganzen Tragweite zu verstehen und systematisch anzuwenden. Ist das wirklich für Argentinien zu viel verlangt?
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